




Parlamentswahlen in Marokko:  
Ende oder Anfang eines 
„marokkanischen Frühlings“?
Ferdinand Eibl
Am 25. November 2011 fanden in Marokko vorgezogene Parlamentswahlen statt. Da­
bei konnte die moderat-islamistische Partei für Gerechtigkeit und Entwicklung (PJD) 
ein Viertel der Sitze für sich gewinnen. Am 29. November 2011 wurde der Generalse­
kretär der Partei, Abdelilah Benkirane, vom König mit der Bildung einer neuen Regie­
rung beauftragt. 
Analyse
Die Wahlen waren der vorerst letzte Schritt eines Reformprozesses, der zwar von einer 
jugendlichen Protestbewegung Anfang 2011 in Gang gebracht, jedoch maßgeblich vom 
König und loyalen politischen Eliten gestaltet wurde. Den Kern des Reformprozesses 
bildete die Ausarbeitung einer neuen Verfassung, welche von einer Reform des Par­
teiensystems begleitet wurde. Angesichts des erfolgreichen Verfassungsreferendums 
vom 1. Juli 2011 und der leicht gestiegenen Wahlbeteiligung bei den Parlamentswahlen 
kann die monarchische Stabilisierungsstrategie vorerst als erfolgreich bewertet werden. 
Offen bleibt, ob die Wahl einer PJD-geführten Regierung das Ende oder vielmehr den 
Anfang eines weiterreichenden politischen Wandels darstellt. 
  Trotz einer ähnlichen sozioökonomischen Ausgangslage wich die marokkanische Va­
riante des „Arabischen Frühlings“ in ihrem Verlauf stark von anderen Ländern in 
der Region ab. Vor allem der Grad der sozialen Mobilisierung war deutlich geringer.
  Die neue marokkanische Verfassung als Kernstück des Reformprozesses lässt die 
politische Hegemonialstellung des Monarchen im Wesentlichen intakt. Die beson­
ders an den Westen gerichtete Rhetorik eines politischen Neuanfangs muss daher 
mit Skepsis betrachtet werden. 
  Auch nach der Reform des Parteiensystems bleibt eine Wiederbelebung der marok­
kanischen Parteienlandschaft fraglich, da die strukturellen Zwänge des monarchi­
schen Autoritarismus ein erstarktes Parteiensystem nur schwer zulassen. 
  Nicht primär der „Arabische Frühling“, sondern die geschickte und effektive Par­
teiorganisation der PJD erklärt den Wahlsieg der moderaten Islamisten. 
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Marokkos milder Frühling
Während die politischen Umwälzungen des „Ara­
bischen Frühlings“ von Massenmobilisierung, Ex­
zessen politischer Gewalt und der Überforderung 
alter Regimeeliten gekennzeichnet waren, stellt 
die marokkanische Variante der regionalen Revol­
te eine Ausnahme dar. Zwar formierte sich auch 
dort – inspiriert von den Präsidentenstürzen in 
Tunesien und Ägypten – die „Bewegung 20. Feb-
ruar“, eine nach ägyptischem Vorbild weitge­
hend virtuell organisierte Jugendbewegung, wel­
che ihren Unmut über Arbeitslosigkeit, Vettern­
wirtschaft und mangelnde politische Freiheit in 
Demonstrationen auf die Straße trug. Allerdings 
blieben die Kundgebungen in Marokko weitge­
hend friedlich und erreichten nach anfänglichem 
Zulauf nicht die Größenordnung des tunesischen 
und ägyptischen Massenprotestes. In der Tat bildete 
die erste Großdemonstration am 20. Februar 2011 
mit landesweit über 100.000 Teilnehmern den frü­
hen Höhepunkt der Bewegung. 
Dabei gleichen die sozioökonomischen Beding-
ungen der auch in Marokko mehrheitlich jungen 
Bevölkerung durchaus denen der arabischen Nach­
barstaaten. 31,4 Prozent aller Jugendlichen sind 
arbeitslos, und trotz des einsetzenden demogra­
fischen Wandels strömen jährlich rund 200.000 
neue Arbeitskräfte auf den Arbeitsmarkt. Zudem 
lebt mehr als ein Viertel der marokkanischen Be­
völkerung in Armut, woran auch die Entwick­
lungsfonds des Königshauses1 bisher wenig geän­
dert haben. Im diesjährigen Human Development 
Index (HDI) der Weltbank kommt Marokko auf 
den 130. Platz. 
Dass die Protestbewegung in Marokko trotz 
vergleichbarer Ausgangslage nicht die Dyna­
mik der tunesischen und ägyptischen Vorbilder 
erreichte, hat verschiedene Gründe. Zum einen 
scheint die marokkanische Monarchie im Gegen­
satz zu den gestürzten Nachbarregimen noch über 
ein Mindestmaß an politischer Legitimität zu ver­
fügen. Diese speist sich aus einem in der Bevöl­
kerung weit verbreiteten Verständnis des Mo­
narchen als Garant nationaler, ethnischer und 
religiöser Einheit des Landes. Zu keinem Zeit­
punkt des Protestes kam es von Seiten der „Bewe­
gung 20. Februar“ zur Forderung nach einem Re­
1 Zwei große Entwicklungsfonds stehen unter direkter Auf­
sicht des Königs: der Fonds Hassan II. und der Fond Mo­
hammed VI. Zudem initiierte der König 2005 die Initiative 
Nationale de Développement Humain (INDH). 
gimesturz („isqat al-nizam“). Statt gegen den Mo­
narchen selbst richtete sich der Protest vor allem 
gegen die Kernelite der königlichen Hofbürokra­
tie (makhzen), so zum Beispiel gegen Fouad Ali El 
Himma, einen Jugendfreund des Königs und Mit­
begründer der königsnahen PAM-Partei. Im Ge­
gensatz zum tunesischen Regime gelang es der 
Monarchie, ihre eigenen Anhänger in Großde­
monstrationen zu mobilisieren und damit die 
„Straßenhoheit“ nicht vollends an die Protestbe­
wegung zu verlieren. 
Zum anderen dämpfen die vorherrschen­
den soziopolitischen Bedingungen eine anhal­
tende Mobilisierung großer Teile der Bevölke­
rung. Im stark rural geprägten Marokko fiel es ei­
ner größtenteils urbanen Jugendbewegung sicht­
lich schwer, eine Landbevölkerung mit geringem 
Alphabetisierungsgrad in die Protestbewegung 
zu involvieren. Im Vergleich zu Ägypten, das ei­
ne ähnliche politische Geografie aufweist, verfügt 
Marokko nicht über ein urbanes Zentrum in der 
Größenordnung Kairos. Für einen spezifisch ru­
ralen Protest, welcher den Anfang der tunesischen 
Revolte bildete, fehlt eine polarisierbare Konflikt­
linie zwischen urbanem und ländlichem Raum. 
Hinzu kommt die anhaltende Isolierung der 
„Bewegung 20. Februar“. Es ist bezeichnend, dass 
keine der im Parlament vertretenen Parteien sich 
offen hinter die Protestbewegung stellte. Selbst 
die islamistische Partei für Gerechtigkeit und Ent­
wicklung (PJD), welche als politische Opposition 
im Parlament ein bisweilen kritisches Verhältnis 
zum marokkanischen Könighaus pflegt, forderte 
ihre Anhänger auf, nicht an den Demonstrationen 
teilzunehmen. Die Strategie der Anbindung frü­
herer Oppositionsparteien und der Spaltung des 
politischen Systems in „loyale“ und „radikale“ 
politische Akteure, welche die Monarchie bereits 
unter Hassan II. verfolgte, erweist sich damit als 
entscheidender Stabilisierungsfaktor des politi­
schen Systems. Die größte Unterstützung erfuhr 
die Protestbewegung von kleinen Parteien der ra­
dikalen Linken und der verbotenen, jedoch tole­
rierten islamistischen Gemeinschaft für Gerech­
tigkeit und Wohltätigkeit (jama’at al-‘adl wa al-ihsan). 
Damit geriet die ohnehin führungsschwache Ju­
gendbewegung zusehends in ideologische Ausei­
nandersetzungen zwischen Islamisten und extre­
men Linken. Auch rückte die Bewegung durch die 
Unterstützung der Islamisten in den Fokus der Si­
cherheitskräfte und sah sich seit dem Sommer ver­
mehrt politischer Repression ausgesetzt. 
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Ein letzter Erklärungsfaktor für den spezifischen 
Verlauf der Protestbewegung war die geschick­
te politische Strategie des Staatsapparates. An­
ders als in Tunesien oder Ägypten setzte dieser 
besonders in der Frühphase des Protestes nicht 
auf gewaltsame Repression. Durch die Zurück­
haltung der Sicherheitskräfte bot das Regime we­
nig Angriffsfläche für eine Eskalation des Wider­
standes. Zudem verdoppelte die Regierung be­
reits am 15. Februar 2011, also fünf Tage vor der 
ersten Großdemonstration, die Subventionen für 
Zucker, Speiseöl und Getreide, um die soziale Si­
tuation im Land zu stabilisieren. Diese Sofort­
maßnahme wurde im Laufe des Jahres durch ei­
ne Erhöhung des Mindestlohnes um 15 Prozent 
sowie eine Anhebung der Beamtengehälter und 
kleinen und mittleren Renten komplettiert. Be­
günstigt wurde dieses sozialpolitische „Bonanza“ 
durch einen anhaltenden Preisboom im Phosphat­
bereich, von dem Marokko als weltgrößter Ex­
porteur im besonderen Maße profitiert.2 Langfris­
tig stellen diese Ausgaben den marokkanischen 
Haushalt aber vor nicht zu unterschätzende struk­
turelle Belastungen. Noch wichtiger jedoch als re­
pressive Zurückhaltung und distributive Großzü­
gigkeit war die Ausarbeitung einer neuen Verfas­
sung, welche den Kernbestandteil der monarchi­
schen Stabilisierungsstrategie bildete. 
Marokkos neue Verfassung
Am 9. März 2011, also nur wenige Tage nach der 
ersten Großdemonstration, ergriff der Monarch 
die Initiative und wandte sich in einer Fernsehan­
sprache direkt an das Volk. Darin kündigte er 
die Einberufung einer Expertenkommission un­
ter Leitung des Staatsrechtlers Abdellatif Me­
nouni an, die er mit der Ausarbeitung einer neu­
en Verfassung betrauen werde. In einem Referen­
dum am 1. Juli 2011 wurde diese neue Verfassung 
von einer überwältigenden Mehrheit (98 Prozent) 
der Wähler angenommen. Die Verfassungsreform 
brachte durchaus einige positive Neuerungen. So 
enthält der Text eine verbindliche Grundrechtschar­
ta und stärkt die Partizipation der Bürger durch 
die Einführung eines Petitionsrechts. Zudem wur­
de ein neuer Menschenrechtsrat geschaffen und 
die Kompetenzen der Instanz zur Korruptionsbe­
kämpfung ausgeweitet. 
2 Seit 2007 ist der Phosphatpreis weltweit um das Zehnfache gestiegen.
Auch die neue Verfassung lässt  trotz großer Re­
formrhetorik und der Beteiligung politischer und 
zivilgesellschaftlicher Akteure am Reformprozess 
das Koordinatensystem autoritärer Machtverteilung 
in Marokko weitgehend intakt (Engelcke 2011). Der 
Premierminister wird zwar semantisch zum „Re­
gierungspräsidenten“ aufgewertet und kann fort­
an Kabinettssitzungen selbstständig — ohne Be­
teiligung des Königs — leiten. Allerdings behält 
sich der Monarch das Recht vor, die Leitung des 
Kabinetts bei „strategischen Fragen“ weiterhin zu 
übernehmen. Dem Parlament ist es nunmehr mög­
lich, die Regierung mit nur 33 Prozent aller Stim­
men abzusetzen. Jede Regierung steht somit auf 
einer äußerst fragilen parlamentarischen Grund­
lage. Dass der Regierungschef automatisch von der 
stärksten Partei im Parlament gestellt wird, kann 
diese institutionelle Schwäche nicht wett machen. 
Auch behält der Monarch die Kontrolle über die 
Streitkräfte und steht einem neu gegründeten Ho­
hen Sicherheitsrat vor, welcher über die strategi­
schen Belange des Landes beraten soll. 
Ähnlich verhält es sich mit der Unabhängigkeit 
der Justiz, welche jetzt verfassungsmäßig garan­
tiert ist. Hier wird der Vorsitz des Hohen Justiz­
rates lediglich an den Vorsitzenden des Kassati­
onsgerichts delegiert – ein Einfallstor für eine po­
tenzielle Einflussnahme durch den Palast. Der um­
strittene Verfassungsartikel 19, welcher die Rolle 
des Monarchen als religiöses Oberhaupt (amir al-
mu’minin) festschreibt, bleibt in seinem Wesens­
gehalt ebenfalls erhalten. Damit wird auch durch 
die neue Verfassung die Monarchie als entschei­
dendes Zentrum religiös­symbolischer Macht in 
Marokko bestätigt. 
In anderen Bereichen stellt die neue Verfas­
sung lediglich eine Fortschreibung und Bünde­
lung bereits existierender royaler Reformprojekte 
dar. Dies betrifft vor allem die angestrebte Regi­
onalisierung Marokkos. So sollen Regional­ und 
Lokalparlamenten mehr Kompetenzen und ein 
Mindestmaß an Selbstverwaltung zugestanden 
werden. Wie dies verwirklicht werden soll, ist al­
lerdings offen. Auch die Anerkennung der Berber-
Sprache als zweite Amtssprache Marokkos setzt 
eine Politik der Öffnung gegenüber der Berber­
minorität des Landes fort, welche bereits mit der 
Gründung des Königlichen Instituts für Berber­
kultur im Jahr 2001 begonnen hatte.
Anstelle eines radikalen Bruchs steht die Ver­
fassungsreform damit in der Kontinuität marok­
kanischer Herrschaftslogik. Zum einen folgt der 
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König einer Logik der Herrschaftssicherung durch 
institutionelle Reform. In dieser Hinsicht stellt 
sich Mohammed VI. in eine Reihe mit seinem Va­
ter, Hassan II, der wiederholt zum Mittel der Ver­
fassungsreform gegriffen hatte, um politische Kri­
sen zu überwinden. Dabei ist zu beachten, dass 
Mohammed VI. die Grundzüge der Verfassungs­
reform in seiner Rede am 9. März 2011 bereits grob 
skizziert und somit selbst die Leitlinien einer von 
ihm benannten Kommission vorgegeben hatte. 
Dies lässt sich nicht mit dem politischen Gewicht 
einer souverän gewählten verfassungsgebenden 
Versammlung wie im Fall Tunesiens vergleichen. 
Zudem bleibt Mohammed VI. seinem „neuen Kon­
zept von Autorität“ (Königreich Marokko 1999) 
treu, welches vorsieht, durch eine möglichst brei­
te Einbindung aller Akteure ein Maximum an Zu­
stimmung zum Reformprozess zu generieren, oh­
ne jedoch die Kontrolle über diesen Prozess aus 
der Hand zu geben. Dabei sollte nicht vergessen 
werden, dass bei der Gestaltung des marokkani­
schen Reformprozesses immer auch auf eine er­
folgreiche Außenwirkung gegenüber Europa und 
den USA geachtet wird (Willis 2009). Dass Marokko 
zusammen mit Tunesien, Ägypten und Jordanien 
ebenfalls „Transitionsgelder“ der G8-Staaten er­
halten hat, unterstreicht die Effizienz des marok­
kanischen Reformdiskurses. 
Reform des Parteiensystems vor den Wahlen
Nach dem erfolgreichen Verfassungsreferendum 
löste der König das Parlament auf und einigte 
sich mit den politischen Parteien nach zähen Ver­
handlungen auf den 25. November 2011 als Wahl­
termin. Mit diesem Schritt sollte die Reformagen­
da des Königs weiter legitimiert und der neu ge­
schaffene institutionelle Rahmen mit Leben gefüllt 
werden. Um den Erfolg dieses zweiten Legitimati­
onsschritts zu gewährleisten, wurde im Vorfeld der 
Wahlen auch das marokkanische Parteiensystem 
einem Reformprogramm unterzogen. Dabei stan­
den drei zentrale Aspekte im Vordergrund: 
1. Korruptionsbekämpfung: Für Stimmen- und 
Wählerkauf, welche besonders in ärmeren Wahl-
bezirken stark verbreitet sind, wird ein deutlich 
höheres Strafmaß festgesetzt. Im Wahlkampf 
dürfen zudem nicht mehr als 250.000 Dirham 
pro Mandat ausgegeben werden. Bei Missach­
tung droht ein Entzug des Mandats. Auch wird 
bei den Wahlen die Wahlkarte als Identifikations­
mittel durch den Personalausweis ersetzt, was 
den Stimmenkauf zusätzlich erschweren soll. 
2. Stabilisierung des Parteiensystems: Abgeord­
nete, die während der laufenden Wahlperiode 
die Partei wechseln, verlieren nunmehr auto­
matisch ihr Mandat. Anreize für opportune 
Parteiwechsel, die vor allem unter ökonomisch 
einflussreichen Einzelabgeordneten, sogenann­
ten Notabeln, weit verbreitet sind, sollen damit 
reduziert werden. 
3. Elitenzirkulation: Für Frauen und Jugendliche 
wird eine Quote von jeweils 60 und 30 Abgeord­
neten eingeführt. Die Parteien werden verpflich­
tet, mindestens 60 Frauen und 30 Jugendliche 
auf ihren Wahllisten zu führen. Die Kategorie 
„Jugendlicher“ wurde dabei angesichts der ma­
rokkanischen Altersstruktur bedenklich weit ge­
fasst und umfasst alle Männer unter 40 Jahren.
Ergänzt wurden diese Reformen durch eine Ehren­
charta, auf die sich alle Parteien im Vorfeld der 
Wahlen verpflichteten. Diese von der Instance Cen-
trale de la Prévention de la Corruption (ICPC) aus­
gearbeitete Charta sieht unter anderem eine Stär­
kung der parteiinternen Demokratie und die Aus­
arbeitung „realistischer“ Parteiprogramme vor. 
Auch sollen Kandidaten, die in der Vergangenheit 
durch illegale Wahlpraktiken aufgefallen sind, 
nicht mehr aufgestellt werden. 
Ähnlich der Verfassungsreform steht damit 
auch die Reform des Parteiensystems in der Kon­
tinuität monarchischer Reformen, denn bereits 
2002 und 2006 war ein neues Wahl- und Partei­
engesetz mit der gleichen Zielsetzung verabschie­
det worden (Desrues 2007). Ob die jüngsten Re­
formen das Parteiensystem dauerhaft dynamisie­
ren können, bleibt allerdings fraglich. Institutio­
nelle Strukturen wie die weitreichenden Klientel­
netzwerke und mangelnde parteiinterne Demo­
kratie haben sich bisher als besonders reformresis­
tent erwiesen. Insbesondere gegenüber den Inte­
ressen junger Marokkaner haben sich Parteien im 
letzten Jahrzehnt nur wenig responsiv gezeigt. Be­
zeichnenderweise war bei den Wahlen von 2007 die 
Zahl der bewusst ungültig gemachten Stimmen in 
den wohlhabendsten und gebildetsten Wahlbezir­
ken am größten. Das Grunddilemma des marokka­
nischen Parteiensystems ist aber im monarchischen 
Autoritarismus selbst verankert. So sollen Par­
teien „funktionieren“, d.h. eine wachsende junge 
und gebildete Mittelklasse an das politische Sys­
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tem anbinden, ohne jedoch die Politikgestaltung 
maßgeblich zu beeinflussen (Tozy 2008). Damit 
fungieren Parteien primär als Zugang zu öffent­
lichen Verteilungsnetzwerken, was Besitzstands­
wahrung auf Seiten der etablierten Eliten struktu­
rell befördert. 
Dies offenbarte sich auch im Wahlkampf 2011. 
Zwar überboten sich viele Parteien darin, „jun­
ge, neue Gesichter“ mit hohem Ausbildungsni­
veau zu präsentieren. Allerdings zeigte sich bei 
genauerem Hinsehen, dass viele der jungen Kan­
didaten in besonders aussichtslosen Wahlkreisen 
aufgestellt wurden. Die undurchsichtige Kandi-
datenkür wurde vielfach von Frauen­ und Jugend­
organisationen kritisiert, und manche Parteikader 
nutzten die Ernennungskommission, um enge Ver­
wandte aussichtsreich zu platzieren. Trotz Frauen-
quote blieben Kandidatinnen mit nur 10 Prozent 
der Listenplätze deutlich unterrepräsentiert. The­
matisch griffen viele Parteien die Schlagwörter 
des „Arabischen Frühlings“ auf. So kam dem Be­
griff der Würde (karama) im Wahlkampf eine pro­
minente Stellung zu. Ebenso zentral waren der 
Kampf gegen Korruption und die Beseitigung so­
zialer Notstände als thematische Schwerpunkte. 
Dabei kann der angestrebte Realismus vieler Par­
teiprogramme, welche häufig mit Versprechungen 
einer Halbierung der Armut oder von jährlich 
200.000 neuen Arbeitsplätzen aufwarteten, durch­
aus bezweifelt werden. 
Lediglich in Bezug auf die Zerklüftung der Par­
teienlandschaft ist ein klarer Erfolg des Reform­
programms zu konstatieren. Anders als bei voran­
gegangenen Wahlen organisierten sich die großen 
politischen Parteien im Vorfeld der Wahl in drei 
politischen Lagern. Liberale, königsnahe Parteien 
schlossen sich zur einer „Allianz für Demokratie“ 
zusammen, während die Parteien der historischen 
Nationalbewegung an ihrem Bündnis „demokra­
tischer Block“ (al-kutla al-dimuqratiyya) festhielten. 
Einzig die islamistische PJD ging in diese Wahl 
ohne ein klares politisches Bündnis. 
Das Wahlergebnis
Obwohl das marokkanische Wahlsystem eine erd­
rutschartige Stimmenverschiebung nahezu un­
möglich macht, kann das Wahlergebnis, und ins­
besondere das sehr gute Abschneiden der PJD, 
durchaus als Überraschung gelten. Während die 
Islamisten sich 2007 noch mit 14 Prozent und 
einem zweiten Platz hinter der konservativen 
Unabhängigkeits-Partei (Istiqlal) zufrieden ge­
ben mussten, sind sie mit 27 Prozent aller abge­
gebenen Stimmen der klare Sieger der marok­
kanischen Parlamentswahlen von 2011. Im Ver­
gleich zu 2007 konnte die PJD ihre Sitze im Par­
lament von 46 auf 107 Sitze mehr als verdoppeln. 
Die zweitplatzierte Istiqlal-Partei kommt mit 60 
Sitzen lediglich auf 15 Prozent aller Stimmen. Die 
dritte Stelle belegt der liberale Rassemblement Nati-
onal des Indépendants (RNI) mit 52 Sitzen, dicht ge­
folgt von der Partei für Authentizität und Moder­
nität (PAM) mit 47 Sitzen. Das königsnahe Acht-
Parteien-Bündnis, dem die beiden letzteren Par­
teien angehören, kam insgesamt auf 154 Sitze und 
verfehlte damit klar ihr erklärtes Wahlziel einer 
Regierungsmehrheit. Die Wahlbeteiligung lag bei 
45,5 Prozent. 
Die Wahl wurde von 4.000 nationalen und in­
ternationalen Beobachtern begleitet und als durch­
weg frei und fair eingestuft. Positiv festzuhalten 
ist, dass das Innenministerium und die Regional­
verwalter, welche 2007 noch für ihre partielle Ein­
mischung von der PJD kritisiert worden waren, 
sich durchgehend neutral verhielten und einen 
transparenten Wahlablauf ermöglichten. Damit 
verstetigt sich in Marokko ein Prozess des sukzes­
siven Rückgangs direkter staatlicher Einmischung 
in den Wahlvorgang. Ein Rückfall in Zeiten der 
direkten Wahlmanipulation scheint auch für zu­
künftige Wahlen sehr unwahrscheinlich. Die ge­
stiegene Wahlbeteiligung, welche in der marokka­
nischen Öffentlichkeit weitgehend als Bestätigung 
der königlichen Reformagenda gedeutet wurde, 
sollte mit Vorsicht interpretiert werden. Einerseits 
kann der Boykottaufruf der Protestbewegung, an­
geführt von der „Bewegung 20. Februar“ und der 
islamistischen Gemeinschaft für Gerechtigkeit 
und Wohltätigkeit, als gescheitert gelten. Anderer­
seits waren bei den Parlamentswahlen 2007 noch 
15,5 Millionen Wähler registriert, 2011 jedoch nur 
noch 13,5 Millionen. Effektiv stieg die Zahl der ab­
gegebenen Stimmen daher um lediglich 400.000, 
also knapp dreieinhalb Prozent. Würde man gar 
die Gesamtzahl aller Wahlberechtigten (ca. 22 Mil­
lionen) als Maßstab anlegen, beträgt die Wahlbe­
teiligung nur 27 Prozent. Hinzu kommt, dass die 
Wahlbeteiligung nach wie vor sehr ungleich ver­
teilt ist. Auch bei den jüngsten Parlamentswahlen 
bestätigt sich die Tendenz: Je wohlhabender und 
gebildeter die Wähler sind, desto geringer ist die 
Wahrscheinlichkeit, dass sie zur Wahl gehen. 
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Des Weiteren zeichnet sich nach der Wahl eine 
Dreigliederung der Parteienlandschaft mit zwei 
zentralen Konfliktlinien ab. Zum einen lässt sich 
eine relativ klare Konfliktlinie zwischen eher sä­
kularen und einer dezidiert islamistischen Par­
tei erkennen. Zum anderen zeigt sich eine deut­
lich schwächere Konfliktlinie zwischen sehr kö­
nigstreuen und potenziell königskritischen Par­
teien ab. Repräsentiert werden die beiden Strö­
mungen jeweils von dem königsnahen Parteien­
bündnis „Allianz für die Demokratie“ und der 
islamistischen PJD. Dazwischen steht das histo­
rische Bündnis der Parteien der Nationalbewe­
gung, die Kutla. 
Für den Wahlsieg der PJD 2011 wird in der ma­
rokkanischen Presse vor allem der „Arabische 
Frühling“ als Erklärung für den Siegeszug der Is­
lamisten ins Feld geführt. Doch so sehr der Wahl­
sieg der PJD einer politischen Konjunktur zu fol­
gen scheint, welche im Zuge der regionalen Um­
brüche moderat­islamistische Parteien in Regie­
rungsverantwortung bringt, greift eine Analyse 
des Wahlsieges der PJD vor dem bloßen Hinter­
grund des „Arabischen Frühlings“ zu kurz. Viel­
mehr ist es das Ergebnis einer geschickten und ef­
fektiven Parteiorganisation, welcher die PJD ihren 
Wahlerfolg zu verdanken hat. Zum einen verstand 
es die PJD seit ihrer Integration ins politische Sys­
tem Ende der 1990er Jahre, sich geschickt als ein­
zig verbliebene Oppositionspartei zu profilieren, 
ohne jedoch Zweifel an ihrer pro-monarchischen 
Haltung zu schüren (Belal 2009). Damit übernahm 
sie weitgehend die Rolle der historischen Par­
teien der Nationalbewegung, welche über Jahr­
zehnte hinweg die Rolle der politischen Oppositi­
on ausgefüllt hatten. Zum anderen profitierte die 
PJD von einer bewussten Strategie der Wählernä­
he (proximité), die sie insbesondere nach ihren Er­
folgen in den Kommunalwahlen 2009 weiter aus­
baute. Dabei kommt der PJD zugute, dass sie mit 
der Bewegung für Einheit und Reform (harakat al-
tawhid wa al-islah; MUR) über eine besonders un­
ter jungen Marokkanern breit vernetzte Graswur­
zelbewegung verfügt. Diese versorgt sie nicht nur 
mit Wahlkampfaktivisten, sondern stellt auch einen 
entscheidenden Rückkoppelungsmechanismus ei­
ner relativ technokratischen Parteiführung an eine 
heterogene Wählerschaft dar. In diesem Zusam­
menhang sei auch erwähnt, dass die PJD im Schnitt 
über die jüngsten Aktivisten und einen großen 
Anteil an weiblichen Mitgliedern verfügt (Willis 
2008). Diese können dank relativ gut funktionie­
render parteiinterner Demokratie verhältnismä­
ßig schnell in die Führungsriege aufsteigen. Darü­
ber hinaus verstand es die PJD, mit einem Diskurs 
der „Moralisierung von Politik“ einen Nerv der 
ansonsten eher ideologiefernen marokkanischen 
Wählerschaft zu treffen. Mit Blick auf die Wahl­
kreisergebnisse von 2011 der Partei bleibt festzu­
halten, dass die PJD – wie bereits 2007 – die Sozia­
listische Union der Volkskräfte (USFP) als tribunus 
plebis in den urbanen Ballungszentren abgelöst hat 
(Bennani-Chraibi 2008). Während die Parteien der 
historischen Nationalbewegung sich seit Ende der 
1990er Jahre zusehends „notabilisierten“, kann die 
PJD nach wie vor auf ein breites Netzwerk an gut 
verankerten Parteiaktivisten zurückgreifen. Ein 
Novum dieser Wahlen ist jedoch, dass die PJD auch 
zusehends in ruralen Wahlbezirken Fuß zu fassen 
scheint, die traditionell eher von königsnahen No­
tabeln dominiert wurden.
Insgesamt betrachtet, ist die Strategie der Ein­
dämmung und Isolierung der PJD, welche vor 
allem von der royalistischen PAM­Partei verfolgt 
wurde (Eibl i.E.), klar gescheitert. Nicht nur ist 
das liberal-säkulare Lager mit starker Affinität 
zum Palast durch die Wahlen geschwächt; viel­
mehr scheint die PJD sogar von der Polarisierung, 
die von Seiten der PAM und des RNI im Vorfeld 
der Wahlen betrieben wurde, profitiert zu haben. 
Ausblick
Der neuen Verfassung folgend, beauftragte der 
König am 29. November 2011 offiziell den Gene­
ralsekretär der PJD, Abdelilah Benkirane, mit der 
Bildung einer neuen Regierung. Damit ist Marok­
ko nach Tunesien das zweite nordafrikanische 
Land mit einem islamistischen Regierungschef. 
Ähnlich wie die tunesische Ennahda bemühte 
sich auch die PJD nach den Wahlen um Vertrau­
ensbildung nach innen und außen. Sowohl In­
vestoren als auch liberale marokkanische Eliten 
müssten eine Islamisierung der marokkanischen 
Gesellschaft nicht fürchten. Angesichts ihrer mo­
deraten Ausrichtung, der starken Rolle des Königs 
und der wahrscheinlichen Koalition mit dem eher 
linkssäkular gerichteten Kutla­Bündnis ist tatsäch­
lich kein radikaler gesellschaftlicher Umbruch zu 
erwarten.
Für die mittelfristige politische Entwicklung 
des Landes sind zwei Szenarien denkbar. Gemäß 
dem ersten Szenario verläuft die Integration der 
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PJD in die Regierungsverantwortung als eine Art 
Alternance 2.0. Ähnlich wie bei der Eingliederung 
der Parteien des Kutla-Bündnisses 1998 (alter-
nance) würde die PJD in den vom König gesteu­
erten Kooptationszyklus um Ämter und Posten 
integriert, wobei die zentrale Politikgestaltung Sa­
che des Monarchen bliebe. Dies würde zwar den 
Konflikt mit dem König vermeiden, allerdings 
sehr wahrscheinlich Proteste der heterogenen Par­
teibasis hervorrufen und eine Wiederholung des 
Wahlerfolges bei den nächsten Parlamentswahlen 
gefährden. Auch kann bei einem solchen Szenario 
mittelfristig mit einer Wiederholung des diesjäh­
rigen Reformprozesses gerechnet werden, da eine 
vollkommen kooptierte PJD auch nicht in der La­
ge wäre, junge Mittelklasse-Marokkaner dauerhaft 
in das politische System zu integrieren. Benkiranes 
Äußerungen nach der Wahl, wonach keine wich­
tige Entscheidung ohne den König getroffen wer­
den könne (Jeune Afrique 2011), deuten auf keinen 
großen Gestaltungsehrgeiz hin, sollten aber zu die­
sem Zeitpunkt nicht überbewertet werden. 
In einem zweiten Szenario würde die PJD ver-
suchen,das kleine Opportunitätsfenster, welches 
sich durch die Verfassungsreform eröffnet hat, für 
den Ausbau des eigenen Gestaltungsspielrau mes 
zu nutzen. Die Chancen dafür stehen nicht schlecht. 
Die neue Verfassung lässt in ihrer Ambiguität 
Raum für einen maßvollen Bruch mit informellen 
Herrschaftspraktiken, wie zum Beispiel der Er­
nennung von Technokraten in die Schlüsselminis­
terien Inneres, Äußeres, Justiz und Religion. Hin­
zu kommt, dass wohl keine marokkanische Partei 
in den letzten zwanzig Jahren so viel elektorale Le­
gitimität erfahren hat wie die PJD. Sollten sich Tu­
nesien oder gar Ägypten zu einer Demokratie ent­
wickeln, dürfte es zudem für Marokko schwieriger 
werden, sich gegenüber der EU und den USA als 
„demokratischer Musterknabe“ zu präsentieren. 
Auch ein erneutes Aufflammen der Protestbewe­
gung ist nicht völlig ausgeschlossen. Ob die marok­
kanischen Parlamentswahlen das Ende oder den 
Anfang eines „marokkanischen Frühlings“ darstel­
len, hängt von der Fähigkeit der PJD ab, sich einer 
kooptativen Funktionalisierung durch den König 
zu widersetzen. Bisher wurde politisches Versagen 
vom König immer auf die Parteien abgewälzt. Ob 
ihm dies auch unter einer PJD-Regierung gelingen 
wird, bleibt abzuwarten. 
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